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Der IIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 27» Juni 1968 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenton Dr«, Pagendarm sowie 
der Bundeorichter Dr<> Kreft, Dr«, Arndt, Gähtgens und 
Keßler
für Recht erkannt %

Auf die Revision des Klägers wird das Ur­
teil des 10o Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Hamm vom 18«, Februar 1966 aufgeho­
ben«,
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung - auch über die Kosten des 
Revisionsrechtszuges - an das Berufungsge­
richt zurückverwi esen«,

Von Rechts wegen

Im August 1961 fuhr die damalige Ehefrau des Klä­
gers, Frau Elisabeth R f l H V  ~ äie ist durch Urteil 
vom 7o März 1966 rechtskräftig geschieden -, die in 
der Gastwirtschaft des Klägers tätig mitarbeitete, im 
Aufträge des Klägers mit 50«, 000 DM nach Dänemark» Sie 
führte eine 11 Bescheinigung” des Klägers vom 21«, August 
1961 mit sich, in der es heißt?

"Meine Ehefrau, Elisabeth B f l B  geborene 
zu H i s t  von mir beauftragt und bevoll­
mächtigt, unser gemeinsames Vermögen bzw„ gemein­
samen Geschäftsgelder in Dänemark auf ein gemein­
sames Konto einzuzahleno"
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Frau Renner zahlte am 22» August 1961 bei einer 
Bank in Hadersleben, weil ein gemeinsames Konto über 
50»000 DM nicht eröffnet werden konnte, je 25»000 DM 
= 42o852,50 Dänische Kronen auf zwei Konten ein, deren 
eines auf den Namen des Klägers, das andere auf ihren 
Namen eröffnet wurde» Sie erhielt zwei Sparbücher; das 
Sparbuch über das erste Konto lautete auf den Namen 
des Klägers, das andere - nach der Behauptung des Klä­
gers - auf den Inhaber oder - nach der Behauptung des 
beklagten Landes - auf ihren Namen» Frau R f l B  über­
gab nach ihrer Rückkehr nach Hagen beide Sparbücher 
dem Kläger, der sie zusammen auf bewahrte»

Gegen Mitte des Jahres 1962 überprüfte die Steu- 
erfahndungsstelle H ^ ^ d e n  Betrieb des Klägers und 
stellte in einem Prüfungsbericht vom 21» September 1962 
Unregelmäßigkeiten fest, aus denen sich eine größere 
Steuer-Nachzahlungspflicht ergab» Am 30» Januar 1963 
forderte der Vollziehungsbeamte des Finanzamtes HfliB 
den Kläger zur Zahlung auf» Der Kläger wies dem Voll­
ziehungsbeamten das Sparbuch vor, das sich auf das Kon­
to von Frau bezog» Der Vollziehungsbeamte nahm
das Sparbuch zur Sicherung der Steuerforderung an sich 
und gab es bei der Vollstreckungsstelle des Finanzam­
tes ab» Dort verlangte Frau die seit Anfang
1962 von dem Kläger getrennt lebte und am 21» Septem­
ber 1962 eine Ehescheidungsklage eingereicht hatte, 
die Herausgabe des Sparbuches und erreichte, daß ihr 
das Sparbuch am 25o Februar 1963 ausgehändigt wurde, 
ohne daß der Kläger zuvor gehört worden war» Hiervon 
wurde der Kläger bei einer Verhandlung im Finanzamt 
am 27o Februar 1963 unterrichtet» In seinem Aufträge 
bemühte Rechtsanwalt R e f B B s i c h  in der Folgezeit 
schriftlich und mündlich, das Finanzamt zur Wiederein-
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ziehung des Sparbuches bei Frau R f l H H z u  veranlas­
sen; jedoch ohne Erfolg» Erfolglos verhandelte der 
Kläger auch mit der Had er ol ebener Bank» Frau 
löste - nicht vor Juli 1965 - das auf ihren Namen lau­
tende Konto auf und hob das Sparguthaben von 25»000 DM 
nebst 1»430 DM aufgelaufener Zinsen für sich ab» Sie 
zahlte an das Finanzamt 6»000 DM auf Steuerschulden, 
für die sie und der Kläger gemeinsam veranlagt waren, 
und beruft sich darauf, daß der Rest des Geldes ver­
braucht sei»

Der Kläger fordert von dem beklagten Land Scha­
densersatz wegen Verletzung der Pflichten aus öffent­
lich-rechtlicher Verwahrung und wegen Amtspflichtver­
letzung der Beamten des Finanzamtes? die er darin 
sieht, daß diese das Sparbuch an seine frühere Ehe­
frau aushändigten5 ohne ihn zu hören» obwohl er das 
Sparbuch dem Vollziehungsbcamten ausdrücklich treuhän­
derisch zur Sicherheit gegeben habe» Sein Vortrag hat 
gewechselt» Er hat im ersten Rechtszug vorgetragen» 
die Gesamtsumme von 50» 000 DM» die er seiner Frau mit­
gegeben habe» habe ihm gehört» er habe sie im Betrieb 
erspart und in einem nur ihm bekannten Versteck aufbe­
wahrt» Im Berufungsrechtszug hat der Kläger dagegen 
vorgetragen s Er habe seiner Frau aus eigenem Vermö­
gen nur 25o000 DM mitgegeben; die Bescheinigung vom 
21» August 1961 habe sich nur hierauf bezogen» Die 
weiteren 25»000 DM habe seine Mutter, Frau J ^ H D »  
als sie von der beabsichtigten Reise nach Dänemark 
erfuhr, seiner Frau mitgegoben mit dem Aufträge, das 

' Geld auf den Namen des Klägers, eventuell auf ihren 
Namen anzulogen» Abredewidrig habe seine Frau dieses 
Geld auf ihren eigenen Namen angelegt, das Sparbuch 
habe allerdings auf den Inhaber gelautet und nur die
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Kontonummer enthalten» Am 30» Januar 1963 sei das Spar­
buch nicht beschlagnahmt worden; er habe es vielmehr 
freiwillig dem Vollziehungsbeamten vorgewiesen, als 
Sicherheit ausgehändigt und ausdrücklich erklärt, daß 
dies treuhänderisch zur Sicherheit geschehe» Schon da­
mals habe das Finanzamt aus den Vernehmungen im Steu­
erfahndungsvorfahren gewußt, daß zwischen ihm und sei­
ner Frau Unstimmigkeiten bestanden; es sei auch über 
die Eigentumsverhältnisse und Anspruchsberechtigungen 
hinsichtlich der Konten und Sparbücher unterrichtet 
gewesen«. Nachdem die Bemühungen seines Anwalts beim 
Finanzamt sowie seine eigene Reise zur Hadersiebener 
Bank ergebnislos waren, habe er keine Möglichkeit ge­
habt, die Auflösung des Kontos und die Abhebung des 
Guthabens durch seine Frau zu verhindern» Von dieser 
könne er Ersatz nicht erlangen»

Der Kläger hat beantragt, das beklagte Land zu 
verurteilen, an ihn 26«,430 DM nebst 4 # Zinsen seit 
dem 5o März 1964 zu zahlen»

Das beklagte Land hat um Abweisung der Klage 
gebeten« Es hat eine Pflichtverletzung der Beamten 
des Finanzamtes in Abrede gestellt und sich darauf 
berufen; Der Kläger habe die Aushändigung des Spar­
buchs an seine Ehefrau genehmigt, er habe die ihm 
gegebenen Möglichkeiten, eine Auszahlung des Gutha­
bens an seine Frau zu verhindern, nicht genutzt» 
Überdies habe er einen Schaden nicht erlitten, weil 
das Guthaben nicht ihm, sondern seiner Mutter, Frau 

gebührt habe, und sei in Höhe von 6»000 DM 
von seiner Steuerschuld befreit worden«
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Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das 
Oberlandesgericht die Berufung des Klägers zurückge- 
wiescno Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen 
Klageantrag weitero Das beklagte Land bittet, das 
Rechtsmittel zurückzuweisen®

I o

lo Das Berufungsgericht ist davon ausgegangen, daß 
die Bediensteten des Finanzamtes, indem sie das Spar­
buch an Frau RflBHBherausgabenP ohne zuvor das Ein­
verständnis des Klägers einzuholen, ihre Pflichten 
aus öffentlich-rechtlicher Verwahrung, zugleich aber 
auch ihre Amtspflichten gegenüber dem Kläger verletz­
ten«»

Insoweit ergeben sich rechtliche Bedenken nicht® 
Unstreitig nahm der Vollziehungsbeamte das Sparbuch 
"zur Sicherung der Steuerforderungen” an sich«, Das Be­
rufungsgericht konnte dahinstehen lassen, ob der Klä­
ger - wie er behauptet hat - dem Vollziehungsbeamten 
das Sparbuch zur treuhänderi sehen Verwahrung übergab 
oder ob der Vollziehungsbeamte das Sparbuch in Aus­
übung hoheitlichen Zwanges v/egnahm«, Jedenfalls han­
delte es sich nicht um eine Pfändung im Wege der Weg­
nahme zum Zwecke der Befriedigung (§§ 343, 348 RA0)o 
Denn die Pfändung eines Sparkassenbuches ist - ohne 
daß es hier auf eine Prüfung der Rechtsnatur des Spar­
kassenbuches nach deutschem oder dänischem Recht an­
käme - dem Vollziehungsbeamtcn grundsätzlich entzogen 
(§§ 31 Abs« 4, 14 Abs® 4 der Vollziehungsanweisung
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vom 17 o März I960 - BStBl I 198)* er kann insoweit nur 
eine "Hilfspfändung” vornehmen* indem er eine solche 
Urkunde* wenn er sie bei dem VollstreckungsSchuldner 
vorfindet* unter unverzüglicher Anzeige an die Voll­
streckungsstelle vorläufig in Besitz nimmt; die Voll- 
streckungsstelle hat dann das Weitere zu veranlassen» 
Die Darstellungen des Klägers und des Steuerhauptse­
kretärs geben keinen Anhalt dafür* daß hier in
anderer Weise verfahren worden wäre» Wenn aber der 
Vollzichungsbeamte das Sparkassenbuch als eine "Be- 
v/eisurkundo11 (§31 Abs» 4 VollzA) an sich nahm* um 
damit den Zugriff auf das im Sparkassenbuch ausgewie­
sene Guthaben zu ermöglichen* so ergaben sich daraus 
zwangsläufig und unabhängig von dem Willen oder der 
Vorstellung der Behörde Obhutspflichten gegenüber dem 
Kläger (vgl» DM zu BGB § 668 Nr» 4 = NJW 1952* 658;
BGH Urteil vom 20» März 1956 - III ZR 149/54 -)* die 
eine Aushändigung des Sparbuches an einen Dritten oh­
ne Anhörung des Klägers verboton» Die Verletzung die­
ser vortragsähnlichen Pflichten durch die Bediensteten 
des Finanzamtes bedeutete hier zugleich (vgl» BGB RGRK 
11» Aufl» zu § 839 Anm» 113) die Verletzung von Amts­
pflichten gegenüber dem Kläger (§ 839 BGB* Art» 34 GG)* 
der als Steuer- und Vollstreckungsschuldner ein Recht 
darauf hatte* daß ihm gegenüber korrekt verfahren wür­
de» Der Hinweis der Revision auf die Bestimmungen in 
§ 163 RAO und in § 809 ZPO geht schon aus tatsächli­
chen Gründen fehl»

2» Das Berufungsgericht hat eine Fahrlässigkeit der 
Beamten bejaht* das Verschulden aber nur als leicht 
gewertet und in seiner Ursächlichkeit für einen Scha­
den zurücktreten lassen» Das beruht auf folgenden Er­
wägungen i
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Nach dom Ergebnis der Beweisaufnahme sei der Be­
trag von 25 o 000 DI-I, der auf dem streitigen Konto cin- 
gezahlt wurde, allerdings nicht aus dom Vermögen des 
Klägers gekommen; diese 25° 000 DM habe vielmehr seine 
Mutter , Frau S f l l R  der Ehefrau des Klägers vor ih­
rer Abreise nach Dänemark übergeben» Seine Behauptung, 
seine Ehefrau habe das Geld auf ein Konto für ihn anle- 
gen sollen, sei durch die Beweisaufnahme nicht bestä­
tigt worden; die übereinstimmenden Aussagen von Frau 
S f l H H M  und Fräulein D f l H B  sprächen vielmehr dafür, 
daß Frau BflHVden Auftrag gehabt habe, das Geld auf 
ein Konto für Frau S f l H H H  anzulogen.

Letztlich aber hat das Berufungsgericht offenge­
lassen, ob die 25 »000 DM von Frau S f l H H i  für diese 
oder für den Kläger hätten angelegt werden sollen; 
denn in jedem Falle sei auch der Kläger dadurch ge­
schädigt, daß Frau das Geld habe abheben kön­
nen. Wenn Frau S | H |  die mit dem Kläger im glei­
chen Haushalt lebte, duldete, daß der Kläger das Spar­
buch in Besitz nahm und für sie aufbewahrte, sei - so 
führt das Berufungsurteil weiter aus - zwischen ihr 
und dem Kläger ein Verwahrungsverhältnis entstanden, 
auf Grund dessen der Kläger verpflichtet gewesen sei, 
das Sparbuch sorgfältig aufzubewahren und vor allem 
zu verhindern, daß es in den Besitz von Frau 
gelange» Die Erfüllung dieser Pflicht habe der Klä­
ger sich unmöglich gemacht, indem er es am 30» Ja­
nuar 1963 versäumt habe, den Vollziehungsbeamten dar­
über aufzuklären, daß das Guthaben seiner Mutter ge­
bühre und seine Ehefrau zur Abtretung an diese ver­
pflichtet sei» Der Schaden dos Klägers bestehe dann 
darin, daß er seinerseits einem Schadensersatzan­
spruch seiner Mutter ausgesetzt sei»
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Deshalb - so folgert das Berufungsurteil - könne 
der Kläger verlangen, daß das beklagte Land ihn von 
dem Schadensersatzanspruch seiner Mutter befreie; er 
könne aber auch den seiner Mutter entstandenen Scha­
den aus dem Gesichtspunkt der Schadensliquidation im 
Drittintoresse, den die Rechtsprechung gerade im Ral­
le der Obhut für eine fremde Sache anerkenne - hier­
für bezieht das Berufungsurteil sich auf BGHZ 40, 915 
9 9 ~ ? im eigenen Namen geltend machen <>

Das Berufungsgericht hat dahinstehen lassen, ob 
ein Brsatzanspruch gegen Frau RflHI (§ @39 Abs. 1 
Satz 2 BGB) in Betracht komme, und von einer Erörte­
rung, ob der Kläger seinen Antrag auf Schuldbefrei­
ung oder auf Leistung an Frau S f l H H l  umstellen wol­
le, abgesehen, weil der Schadensersatzanspruch des 
Klägers jedenfalls an dessen Uberwiegendem eigenen 
Verschulden scheitern müsse. Hierzu führt das Beru- 
fungsurteil auss

a) Allerdings habe der Kläger, als er am 27» Febru­
ar 1963 erfuhr, daß das Sparbuch seiner Ehefrau am 
25o Februar ausgehändigt worden war, dies zwar als 
eine vollendete Tatsache hingenommen, aber nicht ge­
billigt, vielmehr weiterhin die Berechtigung seiner 
Ehefrau bestritten und auch in der Folgezeit durch 
Rechtsanwalt ReflHBHi zu erreichen versucht, daß 
das Finanzamt das Sparbuch wieder in Besitz nehme.
Der Kläger habe jedoch gegen die Gebote des wohlver­
standenen eigenen Interesses grob verstoßen, indem 
er den Vollziehungsbeamten am 30. Januar 1963 nicht 
eindeutig darauf hingewiesen habe, daß das angeleg­
te Geld entweder aus seinem oder aus dem Vermögen 
seiner Mutter stamme und das Guthaben seiner Frau
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- trotz Ihrer formalen Stellung als Gläubigerin der 
Bank - nicht gebühre« Zu diesem Hinweis habe hinrei­
chender Anlaß bestanden, weil schon damals zwisehen 
den Eheleuten Unstimmigkeiten bestanden hätten und es 
nahegelegen habe, daß Frau sich in den Besitz
des Buches werde setzen und das Guthaben werde abhe­
ben wollen, ohne die Ehescheidung abzuwarten und sich 
auf einen langwierigen weiteren Prozeß über den Zu­
gewinn einzulasseno

b) Per Kläger habe weiter schuldhaft versäumt, den 
Schaden abzuwenden oder zu mindern (§ 254 Abso 2 BGB); 
insoweit müsse er sich das Verschulden von Hilfsperso­
nen anrechnen lassen (§ 278 BGB)o Per Kläger habe die 
rechtliche Möglichkeit (§§ 1007 BGB, 935, 938 ZPO) und 
von Ende Februar bis Juli 1963 hinreichend Zeit gehabt, 
durch eine einstweilige Verfügung gegen seine frühere 
Ehefrau die Herausgabe des Sparbuches an einen Seque­
ster bis zur Klärung des Rechts zum Besitz zu erwir­
ken« Purch seine Mutter und das Büfettfräulein Pfl^B 
habe er seinen Anspruch und dessen Gefährdung glaub­
haft machen können, die sich aus der formellen Gläubi­
gerschaft seiner Ehefrau und deren bisherigem Verhal­
ten ergeben habe» Pem Antrag auf Erlaß einer einstwei­
ligen Verfügung würde das Gericht, mindestens nach ei­
ner mündlichen Verhandlung, entsprochen haben., Rechts­
anwalt ReflHHB? der den Kläger damals im Eheschei­
dungsstreit vertrat und in seinem Auftrag auch mit dem 
Finanzamt verhandelte, hätte den Wog einer einstweili­
gen Verfügung, der für einen Rechtsanwalt leicht er­
kennbar gewesen sei, oinschlagen müssen, nachdem er 
sich erfolglos am 6« März, am 9« April und auch noch 
im Mai 1963 an das Finanzamt gewandt und von dem Lei­
ter der Voll streckungs st eile, Pr« SpflHHB? erfahren
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habe 2 daß das Finanzamt das Sparbuch von Frau 
nicht wieder erlangen könne* Der Kläger müsse sich 
das Verschulden seines Rechtsanwalts zurechnen las­
sen ? weil er ihn gerade mit der Wahrnehmung seiner 
Rechte, die sich aus der Pflichtverletzung der Be­
diensteten des Finanzamtes ergaben, beauftragt habe«.

c) Das Maß der Verursachung und des Verschul­
dens überwiege auf der Seite des Klägers und seines 
Rechtsanwalts derart, daß ein Anspruch gegen das be­
klagte land entfalle* Der Kläger habe die Herausga­
be des Sparbuchs an seine Ehefrau wesentlich mitver­
ursacht, er habe sogar die erste Ursache dadurch ge­
setzt, daß er die Bediensteten des Finanzamtes über 
die Herkunft des Goldes aus seinem oder seiner Kut­
ter Vermögen nicht aufgeklärt habe* Auch nachdem das 
Sparbuch seiner Ehefrau ausgehändigt war, hätten er 
und sein Rechtsanwalt den Schaden noch ganz abwenden 
können* Der Kläger aber habe seine Ehefrau nicht ein­
mal zur Herausgabe des Sparbuches an ihn oder das Fi­
nanzamt aufgefordert und den naheliegenden \Ieg einer 
einstweiligen Verfügung nicht genutzt* Demgegenüber 
trete die Verursachung durch die Beamten des Finanz­
amtes zurück, denen auch nur eine leichte Fahrlässig­
keit zur last falle, während den Kläger und seinen 
Rechtsanwalt der Vorwurf grober Fahrlässigkeit tref­
fe*

II*

1* Das Berufungsurteil beruht, soweit es um die 
Entstehung eines Schadens geht, auf der Feststel­
lung, der Kläger habe am 30» Januar 1963 den Voll­
ziehungsbeamten nicht darüber aufgeklärt, daß die 
Forderung gegen die Had er sl ebener Bank zwar formell
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seiner Fran zustchc, daß aber das Guthaben ihm oder 
seiner Mutter, Frau S f l H R  gebühre0 Pie Revision 
greift diese Feststellung an mit der Rüge, ein da­
hingehender Beweis sei nicht geführt, denn der Zeu­
ge Steuerhauptsekretär G f l B  habe sich an Äußerun­
gen des Klägers im einzelnen nicht mehr erinnert; 
deshalb liege Beweislosigkeit vor, die zu lasten 
des beklagten Landes gehen müsse«

Die Rüge bleibt erfolglos« Richtig ist aller­
dings, daß das beklagte Land die Tatsachen vorzu­
tragen und zu beweisen hat, die ein mitwirkendes 
Verschulden des Klägers begründen (vgl« BGB RGRK 
11 o Auflo zu § 254 Annio 117)« Es geht hier jedoch 
nicht um die Frage, zu wossen lasten eine Beweis­
losigkeit geht; denn das Berufungsgericht hat tat­
sächlich fostgestellt, daß der Kläger den Vollzie­
hungsbeamten nicht Uber die Rechtsverhältnisse an 
dem Haderslebener Konto aufgeklärt habe, und des­
halb kommt es auf die Beweislast nicht an« Seine 
Feststellung konnte das Berufungsgericht ohne Ver­
fahrensfehler treffen, selbst wenn der Vollziehungs- 
beamte sich an Einzelheiten des Vollstreckungsvor- 
gangc3 nicht mehr erinnern konnte« Pas Gericht hat 
unter Berücksichtigung des gesamten Inhalts der Ver­
handlungen und des Ergebnisses einer etwaigen Be­
weisaufnahme nach freier Überzeugung zu entschei­
den, ob eine tatsächliche Behauptung für wahr oder 
für nicht wahr zu erachten sei (§ 286 ZPO)« So ist 
es dem Gericht - sofern dadurch der Grundsatz der 
Erschöpfung der Beweismittel nicht verletzt wird - 
unverwehrt, eine bestrittene Behauptung auch ohne 
Beweisaufnahme für wahr zu halten, wenn der gesam­
te Inhalt der Verhandlungen ihm diese Überzeugung
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verschafft (RGHRR 1928 Nr«, 1651 ), und das Gericht kann 
das eigene Vorbringen, die Handlungen und Erklärungen 
einer Partei, ohne sie nach § 448 ZPO vornehmen zu müs­
sen, als Grundlagen seiner Überzougungsbildung nutzen 
(vglo IM zu ZPO § 286 B Nr«, 4 und 11)» Diese prozes­
suale Befugnis wird dadurch, daß eine Beweisaufnähme 
nicht zur Klärung geführt hat, nicht ausgeschlossen, 
denn das Gericht hat seine Überzeugung auf Grund des 
g e s a m t e n  Inhalts der Verhandlungen und des Er­
gebnisses einer etwaigen Beweisaufnähme zu bilden» Da­
bei fällt hier ins Gewicht; Das beklagte Land hat be­
reits im Schriftsatz vom 1» Juni 1964 (dort Bl» 3) be­
hauptet, der Kläger habe weder bei der V/egnahme des 
Sparbuches am 30» Januar 1963? noch später bis zum 6» 
März 1963 darauf hingewieson, daß seine frühere Ehe­
frau, auf deren Namen das Buch gelautet habe, zur Emp­
fangnahme nicht berechtigt sei» Auch bei Berücksichti­
gung der verschiedenen "Versionen11, die der Kläger sei­
nem Vortrag auch im Rechtsstreit - entgegen seiner Pro­
zeßpflicht zur vollständigen und wahrheitsgemäßen Er­
klärung (§ 138 ZPO) - gegeben hat, ist nicht ersicht­
lich, daß er diesem Vortrage des beklagten Landes ent­
gegengetreten wäre» Er hat nicht behauptet, daß er den 
Vollziehungsbeamten auf sein Recht am Sparbuch und auf 
das Konto aufmerksam gemacht habe, sondern sich ledig­
lich darauf berufen, daß das Finanzamt durch die Er­
mittlungen der Steuerfahndung über die Eigentumsver­
hältnisse und die Anspruchsborcchtigungen, aber auch 
über die Unstimmigkeiten zwischen ihm und seiner frü­
heren Ehefrau im Bilde gewesen sei» Damit ist der Klä­
ger nicht der Behauptung des beklagten Landes in tat­
sächlicher Hinsicht entgegengotreten, sondern er hat 
sich gegen die vom beklagten Land hieraus gezogene 
Rechtsfolge eines mit wirkenden Verschuldens gewandt
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mit der Begründung, er habe nicht zu sprechen brauchen, 
weil dem Finanzamt alles Wesentliche bekannt gewesen 
sei» Angesichts dieses beiderseitigen Vortrages ist 
die Feststellung de3 Berufungsgerichts vorfahrensrecht­
lich nicht zu beanstanden; sie ist gemäß § 561 ZPO der 
Entscheidung zugrunde zu legen«,

2«, Gleichwohl läßt das Berufungsurtoil sich mit der 
ihm gegebenen Begründung nicht halten«,

Allerdings gehört die Verteilung der Verantwort­
lichkeit für einen entstandenen Schaden im Rahmen dos 
§ 254 BGB dem Gebiet der dem Tatrichtcr obliegenden 
Würdigung anc Bas Revisionsgericht kann nur nachprti- 
fen, ob der Tatrichter alle Unterlagen ordnungsgemäß 
festgestellt und alle für die Abwägung wesentlichen 
Umstände vollständig und richtig berücksichtigt hat 
oder der Abwägung sonst recht sinnige Erwägungen zu­
grunde liegen (BGHZ 20, 290, 293; IM zu BGB § 254 G 
Nr„ 1; vgl«, IM zu StVO § 13 Nr«, 5)9 die wenigstens 
mit der Möglichkeit eines Rochtsirrturns rechnen las­
sen (BGH Urteil vom 28«, Mai 1962 - III ZR 46/61 -)o 
Babei ist wesentlich, daß eine Abwägung des beider­
seitigen ursächlichen Verschuldens ebenso wie deren 
rechtliche Nachprüfung durch das Revisionsgericht re­
gelmäßig erst dann möglich ist, wenn das Maß des bei­
derseitigen Verschuldens feststeht; eine bloße Unter­
stellung genügt nicht oder doch nur ausnahmsweise un­
ter besonderen Umständen (BGB RGRK 11«, Aufl«, zu § 254 
Amu«, 120)«, In der Regel ist eine genaue Feststellung 
des Sachverhalts von besonderer Bedeutung (RGHRR 1939 
Nr«, 677)« Bern wird das Berufungsurtoil nicht gerecht«,

Bie Abwägung des Berufungsgerichts beruht dar­
auf, daß der Kläger die erste Ursache für die Ent-
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stehung des Schadens, die Herausgabe des Sparbuches 
an seine Ehefrau, dadurch gesetzt habe, daß er die Be­
diensteten des Finanzamtes über die Herkunft des Gel­
des aus seinem Vermögen oder aus dem Vermögen seiner 
Mutter nicht aufgeklärt habe« Demgegenüber wirft die 
Revision nicht ohne Grund die Frage auf, ob denn der 
Kläger den Vollziehungsbeamten habe unterrichten müs­
sen, wenn - wie mangels einer Feststellung des Beru­
fungsurteils zu unterstellen sei - das Sparbuch nicht 
auf den Namen Elisabeth R B B 9 sondern auf den Inha­
ber lautete o Das Berufungsurteil beantwortet diese Fra­
ge nicht; es begründet einen groben Verstoß gegen das 
wohlverstandene eigene Interesse lediglich damit, daß 
schon damals unstreitig Unstimmigkeiten zwisehen dem 
Kläger und seiner Ehefrau bestanden hätten, die es na­
helegten, daß diese sich um Buch und Guthaben bemühen 
werde» Das mag sein, ist aber für sich allein nicht ge­
eignet, ein grobes Verschulden des Klägers gegen sein 
eigenes Interesse zu begründen» Dabei kommt es auf die 
rechtliche Natur eines Sparbuches nach deutschem (vgl» 
BGHZ 28, 568; BGH WM 1965, 897, 900) oder dänischem 
Recht nicht entscheidend an; wesentlich ist allein, 
wie sich die Dinge für den Kläger in Wahrung eines 
wohlverstandenen eigenen Interesses darsteilten» Auch 
im Vollstrcckungsverfahren müssen die für das Verfah­
ren geltenden Vorschriften durch die mit der Voll­
streckung befaßten Beamten unter allen Umständen ge­
achtet werden (RGZ 142, 579, 585)» Der Bürger darf 
grundsätzlich von der "Rechtmäßigkeit der Verwaltung" 
ausgehen; er darf darauf vertrauen, daß die Behörden 
das ihnen Obliegende richtig und sachgemäß tun, und 
braucht - selbst in schwieriger läge - zunächst nicht 
in Betracht zu ziehen, daß die Behörde falsch handeln 
werde, solange er nicht hinreichenden Anhalt zu Zwei-
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fein hat (IM zu BGB § 254 Da Nr. 19; BGB RGRK 11. 
Auflo zu § 839 Anuio 52; vgl. BGH Urteil vom 10, No­
vember 1958 - III ZR 178/57 -). Lautete das Sparbuch 
auf den Inhaber und war der Kläger bei der Wegnahme 
der Inhaber^ dann durfte er davon ausgehen., daß das 
Sparbuch bei dem Vollziohungsbeamten und der Voll­
streckungsstolle in den besten Händen sei und allen­
falls zur Sicherung oder Tilgung seiner Steuerschul­
den benutzt werde. Er durfte darauf vertrauen, daß 
sein Recht auf ausreichendes Gehör (vgl. Becker- 
Riev/ald-Koch, Rcichsabgabenordnung zu § 204 Anm.6; 
Kühn* Abgabcnordnung 8. Aufl. zu § 204 Anm. 2) ge- 
v/ahrt werde» Dafür, daß die Vollstreckungsstelle 
das Sparbuch, ohne ihn zu hören, an seine Ehefrau 
herauogoben werde - worin das Berufungsgericht mit 
Recht eine Pflichtverletzung gesehen hat -? fehlte 
jeder Anhalt. Wenn Unstimmigkeiten zwischen den Ehe­
leuten schon damals bekannt waren, konnte der Kläger 
erst recht darauf vertrauen, daß die Beamten des Fi­
nanzamtes die gebotene selbstverständliche Umsicht 
und Vorsicht nicht versäumen würden. Damit wird die 
Tragweite des Ausgangspunktes des Berufungsurteils, 
der Kläger habe durch sein Schweigen sogar die er­
ste Ursache für den Verlust des Sparbuches und da­
mit des Guthabens gesetzt, fraglich.

Es kommt hinzu; Das Berufungsgericht hat den 
zweiten, den Kläger wesentlich belastenden Punkt 
darin gesehen, daß er seine damalige Ehefrau nach 
deren glaubhafter Aussage nicht einmal aufgefordert 
habe, das Sparbuch an ihn oder das Finanzamt heraus- 
zugeben. Selbst wenn dem Berufungsgericht darin ge­
folgt wird, daß der Kläger eine solche Aufforderung 
an seine Ehefrau hätte richten sollen, bleibt die
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weitere, vom Berufung3urteil nicht beantwortete Prä­
ge , ob Frau HflBB der Aufforderung entsprochen hätte , 
der Kläger also damit den Erfolg hätte haben können, 
den Schaden abzuwenden<> Das aber ist für die Abwägung 
entscheidend, denn § 254 BGB stellt in erster Linie 
auf das Maß der Verursachung ab; deshalb ist überall 
da, wo das Verhalten beider Teile von adäquat ursäch­
licher Bedeutung geworden ist* zunächst zu prüfen, in 
welchem Maße die Handlungsweise des einen oder des an­
deren Teiles objektiv zum Erfolg beigetragen (BGB RGRIC 
11 o Auflo zu § 254 Anm» 73 mit Nachweisen) , also den 
Schaden verursacht hat (LM zu BGB § 254 Ba Nr« 3)o Das 
Berufungsurteil läßt nicht erkennen, ob dieser Grund­
satz richtig erkannt und bei der Abwägung berücksich­
tigt worden ist; darin liegt ein revisionsrechtlich 
beachtlicher Fehler»

3o Ähnlich liegt es, soweit das Berufungsgericht 
bei der Abwägung als ein grobes Verschulden zu La­
sten des Klägers gewertet hat, daß nicht einmal der 
Versuch gemacht worden sei, die Herausgabe des Spar­
buches im Wege der einstweiligen Verfügung zu erwir­
ken» Insoweit ist das Berufungsgericht zutreffend da­
von ausgegangen, daß der Kläger sich im Rahmen des 
§ 254 Abs» 2 BGB ein Verschulden des Rechtsanwalts, 
den er nach der Aushändigung des Sparbuches an sei­
ne Ehefrau mit der Wahrung seiner Interessen gegen­
über dem Finanzamt beauftragt hatte, zurechnen las­
sen müßte (vgl» BGHZ 3? 46, 50; 36, 329, 338; BGB 
RGRK 11» Auflo zu § 839 Anm» 52)» Ebenso kann - ohne 
daß es auf eine Erörterung der Grundlagen einer einst­
weiligen Verfügung im einzelnen ankäme - zugegeben 
werden, daß eine einstweilige Verfügung hier ein ge­
eignetes Mittel hätte sein können, eine Verfügung
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von Frau BflHP bis zur Klärung der materiellen Be­
rechtigung zu verhindern (§§ 935p 938 ZPO)0 Anderer­
seits aber reichen diese Erwägungen des Berufungsge­
richts angesichts der besonderen Sachlage und des 
weitgehend ungeklärten Sachverhalts nicht aus, um 
der Unterlassung schon jetzt ein derartiges Gewicht 
beizulegen, daß demgegenüber die durch eine Pflicht­
verletzung der Beamten begründete Ursachenkette über­
haupt nicht zum Zuge kämec

Bas Berufungsgericht ist davon ausgegangen, daß 
der Kläger vom 27o Februar bis zum Juli 1963 - nach 
dem Vortrag der Beklagten hob Frau am 3» Ju­
li 1963 das Konto in Hadersleben ab - hinreichend 
Zeit gehabt hätte , eine einstweilige Verfügung zu 
erwirken o Wach dem gegenwärtigen Erörterungsstand 
wird diese Frist allerdings um einiges kürzer anzu­
nehmen sein» Das Berufungsurteil selbst hält fest* 
daß Hechtsanwalt R e f H H B  im Hai 1963 von dem Lei­
ter der Vollstreckungsstclle des Finanzamtes ver­
ständigt worden sei, das Finanzamt könne das Spar­
buch von Frau RflHB nicht wieder erlangen«, und daß 
der Kläger bei seiner anschließenden Reise nach Dä­
nemark auf der Bank erfahren habe., das Guthaben wer­
de an seine Ehefrau nur ausgezahlt werden;, wenn die­
se im Besitze des Sparbuches verbleibe0 Diese Vor­
gänge werden in die zweite Hälfte des Monats Mai 
1965 zu verlegen sein« Denn Rechtsanwalt R e 0 1 H B  
suchte nach seiner Aussage nach mehreren vergebli­
chen Briefen zweimal den Leiter der Vollstreckungs­
stelle auf, zunächst Anfang Mai - als er angeblich 
die Zusage erhielt, das Finanzamt werde sich bemü­
hen, das Sparbuch wieder in die Hand zu bekommen - 
und sodann etwa zwei Wochen später, wobei ihm mit-
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geteilt wurde, die Bemühungen des Finanzamtes scion 
vergeblich gewesen, und er seinorooits angeregt ha­
ben will, dem Kläger seine Steuerschulden gegen Ver­
zicht auf das Sparbuch zu erlassen«, Die sich danach 
auf drängende Frage, ob der Kläger schon vorher eine 
einstweilige Verfügung hätte beantragen sollen«, be­
antwortet das Berufungsurteil nicht«. Der Vortrag der 
Revision9 der Weg über das Finanzamt sei der sachge­
mäße und allein erfolgversprechende gewesen., weil man 
nicht habe wissen können, wie Frau Renner auf Anträ­
ge bei Gericht reagieren werde«, und der Erlaß einer 
einstweiligen Verfügung weitgehend vom Ermessen des 
Gerichts abhing., läßt sich nicht von der Hand weisen«. 
Danach würde für das Vorfahren einer einstweiligen 
Verfügung praktisch nur der Monat Juni 1963 zur Ver­
fügung gestanden haben«, Allerdings wäre auch der 
Zeitraum von einem Monat für ein dem Kläger günsti­
ges Verfahren ausreichend gewesen«, selbst wenn das 
Gericht nach mündlicher Verhandlung entschieden hät­
te 9 wovon das Berufungsgericht ausgegangen ist und 
was nach der Sachlage auch geboten erscheinen mußte 
(§§ 936, 922 ZPO), um die verworrene Lage zu klären«,

Mit dem Antrag, selbst mit dem Erlaß einer 
einstweiligen Verfügung, die nach der Auffassung 
des Berufungsgerichts auf Herausgabe des Sparbu­
ches an einen Sequester hätte lauten sollen, wäre 
aber noch nichts Entscheidendes zur Abwendung des 
Schadens erreicht gewesen«, Zwar mag für den Regel­
fall davon ausgegangen werden können, daß gericht­
liche Maßnahmen Erfolg versprechen, gerichtliche 
Entscheidungen sich durchsetzen lassen«. Hier aber 
ergeben sich insoweit notwendig Zweifel aus der
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Fallgestaltung, insbesondere aus der Anlage des Gel­
des in Dänemarko Es war praktisch nicht möglich., das 
Konto in Hadersloben zu sperren;, solange Frau R B H I  
das Sparbuch in der Hand hatte; hiervon war der Klä­
ger auf der Bank in Hader sieben unterrichtet worden* 
Ein praktischer Erfolg einer einstweiligen Verfügung 
war daher nur zu erwarten, wenn Frau R B H B  sieb, 
freiwillig fügte oder wenn sie das Sparbuch einer 
Zwangsvoll Streckung aussetzte * Nach dem bisherigen 
Erörterungsstand muß davon ausgegangen werden, daß 
subjektiv der Kläger mit diesen beiden Möglichkei­
ten nicht rechnete, und ein Gleiches ist bei Rechts­
anwalt ReflHHBo der seine Information vom Kläger 
hatte, zu unterstellen* Aber auch objektiv hätte 
das Berufungsgericht, wenn es dem Erlaß einer einst­
weiligen Verfügung den entscheidenden Einfluß auf 
die Verhinderung oder Minderung des Schadens bei­
messen wollte, sich die Frage stellen müssen, ob 
Frau B f l H B  einer einstweiligen Verfügung gefolgt 
sein würde oder das Sparbuch im Zeitpunkt einer 
mündlichen Verhandlung (§§ 922, 217 ZPO) noch für 
einen Zugriff bereit gewesen wäre* Hätte - was im­
merhin denkbar ist - Frau E B B  auf die Zustel­
lung einer Ladung hin das Sparbuch verborgen oder 
\wäre sie nach Dänemark gefahren und hätte dort das 
Sparbuch deponiert oder das Guthaben abgehoben, so 
wären gerichtliche Schritte, wie das Berufungsur­
teil sie für möglich und erfolgversprechend hält, 
sicher erfolglos geblieben* Dabei mag eine Kündi­
gungsfrist, die im Berufungsurteil zwar erörtert, 
aber nicht festgostellt wird, nicht unwichtig sein; 
im übrigen würde auch eine Kündigungsfrist - jeden­
falls nach deutschem Recht - die vorzeitige Auszah­
lung im Wege der Vereinbarung nicht zwingend ausge­
schlossen haben*
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Das Berufungsurteil beantwortet diese Prägen 
nichto Es hat zwar in anderem Zusammenhang - wie die 
Revision zutreffend hervorhebt - als naheliegend be­
zeichnet , daß Prau RflBV ohne Rücksicht auf die ma­
terielle Berechtigung versuchen werde, sich in den 
Besitz de3 Sparbuches zu setzen und das Guthaben ab­
zuheben 3 ohne langv/ierigo gerichtliche Möglichkeiten 
und Woge abzuwarten oder auszunutzen, hat aber in dem 
hier interessierenden Zusammenhang eine Peststellung 
hinsichtlich ihrer mutmaßlichen Reaktion auf einen ge­
richtlichen Antrag des Klägers nicht getroffen» Des­
sen bedurfte es aber, weil hiervon der Erfolg ge­
richtlicher Schritte objektiv, wenigstens aber nach 
der subjektiven Vorstellung des Klägers und seines 
Rechtsanwalts weitgehend abhängen konnte» Nicht oh­
ne Grund sieht die Revision einen gewissen Wider­
spruch in den Entschcidungsgründen des Berufungs­
urteil s darin, daß das Berufungsgericht einerseits 
von dem Kläger erwartet hat, er hätte auch mit ei­
nem rechts- und vorfahronswidrigen Vorhalten seiner 
früheren Ehefrau rechnen müssen, andererseits aber 
bei der Beurteilung des Erfolges gerichtlicher Schrit­
te ohne tatsächliche Prüfung davon ausgegangen ist, 
Prau Renner werde jeder gerichtlichen Anordnung ge­
folgt sein»

Die Feststellungen und die rechtlichen Erwägun­
gen dos Berufungsgerichts rechtfertigen es bei dem 
gegenwärtigen Sachstande nicht, die Verantwortlich­
keit für den entstandenen Schaden allein bei dem 
Kläger zu sehen»

III»

Das Berufungsurteil kann auch in seinem Ergeb­
nis mit anderer Begründung nicht aufrechterhaltcn 
werden (§ 563 ZPO)»
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Allerdings bostehen - worauf das Berufungsur­
teil mit Recht hinweiot - hier ernste Zweifel, ob der 
Klagevortrag, selbst wenn er als richtig unterstellt 
wird, den Antrag des Klägers rechtfertigen kann» Bas 
gilt zunächst hinsichtlich eines Betrages von 6» 000 BM, 
den Brau RflHH aus dem Guthaben an das Finanzamt zahl­
te und der unstreitig auf Steuerschulden, für die die 
Eheleute gemeinsam veranlagt worden waren., verrechnet 
wurde, also im Ergebnis auch dem Kläger zugute kam» 
Weiter wäre zu erwägen,, ob der Kläger Vorteile in Be­
zug auf seine Unterhaltspflicht dadurch hatte„ daß 
seine Ehefrau das Guthaben für sich verbrauchte» Bar- 
übor hinaus stimmt der auf Zahlung an den Kläger ge­
richtete Antrag mit dem im Berufungsrochtszug geän­
derten Tatsachenvortrag des Klägers nicht mehr über­
ein, insbesondere wenn dieser Vortrag - mit dem Beru­
fungsgericht - dahin verstanden wird, Frau R f l H B  
be das Geld von Frau SflHHfeauf ein Konto für diese 
anlogen sollen» Ba aber das Berufungsgericht, von sei­
nem Standpunkt aus mit Recht, es bewußt unterlassen 
hat, den Kläger auf die Unstimmigkeit zwischen Vor­
trag und Antrag hinzuweisen (§ 139 ZPO), kann das Re­
visionsgericht, obwohl eine ausdrückliche Verfahrens­
rüge der Revision fehlt, die mangelnde Erörterung und 
Sachaufklärung nicht zum Nachteil des Klägers gehen 
lassen (vgl» BGH Urteil vom 30» November 1964 - III 
ZR 231/63 —) o Bamit entfällt jede Möglichkeit einer 
abschließenden Sachentscheidung; das Berufungsurteil 
ist aufzuheben und die Sache ist an das Berufungsge­
richt zurückzuvorwcisen, um diesem die weiter gebote­
ne tatrichterlicho Aufklärung und Erörterung zu er­
möglichen»

Einer solchen weiteren Aufklärung bedarf der 
Sachverhalt nicht nur hinsichtlich der Bezeichnung



dos Sparbuches, des Vorgangs der "Wegnahme" und des 
angeblichen Schadens des Klägers, sondern auch im 
Blick auf das Verhalten der Bediensteten des Finanz­
amtes o Denn es kann z«B« für die Beurteilung ihres 
Verhaltens durchaus von Bedeutung sein, ob das Spar­
buch auf den Namen Elisabeth HflHB oder auf den In­
haber lautete, weiter aber auch, ob sie überhaupt er­
warten konnten, auf eine Frage von dem Kläger eine 
wahrheitsgemäße und sachdienliche Antwort zu erhal­
ten, nachdem der Kläger - was er eingeräumt hat - 
im steuerlichen Verfahren verschiedene "Versionen" 
seiner Darstellung vorgebracht hatte« Es ist denk­
bar, daß sic dem Kläger auch nicht geglaubt hätten 
und nicht hätten zu glauben brauchen, wenn sie ihn 
gehört hätten« In diesem Zusammenhang mag auch we­
sentlich werden können, daß der Vertreter von Frau 
RflHl - was vorgetragon, aber nicht fcstgestellt 
worden ist - das Recht seiner Mandantin auf das Spar­
buch unter Hinweis auf sein Amt als Notar versichert 
haben soll« Diese Umstände würden zwar eine Pflicht­
verletzung der Beamten des Finanzamtes nicht aus- 
schließcn, können aber im Ergebnis geeignet sein, 
deren Ursächlichkeit für den Erfolg ganz zurücktre­
ten zu lassen, möglicherweise auch ein Verschulden 
der Beamten zu verneinen« Sie bedürfen aber der tat­
richterlichen Aufklärung und Erörterung, ohne die 
hier nach der Sachlage jode Abwägung der Verursa­
chung und des Verschuldens ausgeschlossen ist«



Dio Entscheidung über die Kosten dc3 Revisions- 
rechtszuges wird dom Berufungsgericht übertragen9 
weil erst dessen künftige Entscheidung ergeben wird, 
ob dem Rechtsmittel ein sachlicher Erfolg zukommen 
kann.

Er. Pagendarm Er. Kr oft

Gähtgens Keßler

Bundcorichtor Er. Arndt 
ist beurlaubt und orto- 
abwesend; er ist an der 
Leistung der Unterschrift 
verhindert.
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